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teile genießen – auch im Vergleich zu den
USA. Der Spitzensteuersatz in Honduras
beträgt 10 %, in der Realität ist er eher null.
Basis der wirtschaftlichen Tätigkeiten sind
Exporte in die USA. Die Privilegien werden
geschützt vom Militär, das eng mit den
Streitkräften der USA vernetzt ist.Vor 1989
verband sich die Unterdrückung der sozial
nicht integrierten Bevölkerungsmehrheit
mit dem Kampf gegen kommunistische Un-
terwanderung. In Guatemala und El Salva-
dor waren Jahrzehnte währende Bürger-
kriege die Folge. In Nicaragua »gelang« die
sandinistische »Revolution«.Honduras wur-
de zur Basis amerikanischer Militärkräfte
und -berater, die in den Bürgerkriegen auf
Seiten der privilegierten Eliten standen.

Nach 1989 ging die Unterdrückung
zurück, soziale Integration aber wurde
nicht erreicht, in Honduras kaum ange-
strebt. In den zwei letzten Jahren gab es
Wahlerfolge linker Parteien in Guatemala
und El Salvador. Sie werden nicht im

Zusammenhang mit den Irrationalitäten
und Demokratieverletzungen von Vene-
zuelas Chávez genannt, der als gesamtame-
rikanische Begründung der Absetzung
Zelayas genannt wird. So ist die Debatte
um die Absetzung Zelayas ein Zeichen,
dass die Gefahr des aus der Sowjetunion
importierten Kommunismus vorbei ist,
nicht aber die Not demokratisch kaum er-
träglicher sozialer Verhältnisse. Das unter-
scheidet Zentralamerika von Osteuropa.
Während die EU die Politik sozialer Ko-
häsion kennt, fehlt sie in Amerika. Das
Resultat sind in Honduras der Zusam-
menbruch von Staatlichkeit und die Ver-
letzung fundamentaler sozialer Menschen-
rechte. Es gehört zur gemeinsamen Ver-
antwortung der USA und der EU darüber
den Dialog zu beginnen. Sonst bleibt es
etwas bizarr, dass die USA Probleme der
Staatlichkeit in Südosteuropa lösen wol-
len, während sie nicht bereit sind, Staat-
lichkeit in Zentralamerika zu sichern.
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Das Bundesverfassungsgericht als letzte Instanz
deutscher Politik?

Dass politische Entscheidungsprozesse in
modernen Gesellschaften kompliziert ver-
laufen, ist am Beispiel der für die Bürger an-
scheinend immer undurchsichtiger wer-
denden politischen Ordnung der Bundes-
republik und ihrer länger werdenden Ver-
handlungswege schon oft beklagt und aus-
giebig beschrieben worden. In den seltens-
ten Fällen wird allerdings die Rolle der Drit-
ten Gewalt und insbesondere des Bundes-
verfassungsgerichts (BVerfG) im System

der politischen Verflechtungen beleuchtet.
Die Urteile hoher Gerichte und des höchs-
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Der aus einer unübersichtlicher werdenden Parteienlandschaft erwachsenden
Entscheidungsschwäche der anderen beiden Gewalten steht eine gestärkte Stel-
lung der Dritten Gewalt, v.a. des Bundesverfassungsgerichts gegenüber. Welche
Konsequenzen hat diese Verschiebung für das politische System?

Analyse:
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ten Gerichts fallen für die Beteiligten gleich-
sam vom Himmel, obwohl die gerichtliche
Überprüfung gesetzgeberischen Handelns
längst zu einer Selbstverständlichkeit ge-
worden ist. Denn nicht selten folgt einem
gewundenen Parcours aus Partei- und Frak-
tionsbeschlüssen, Koalitionsrunden, Ver-
mittlungsergebnissen und Parlamentsent-
scheidungen eine Klagewelle, an deren En-
de ein Urteilsspruch aus Karlsruhe steht.

Jüngstes Beispiel hierfür ist das Urteil
des Bundessozialgerichts, in dem die Höhe
der Hartz IV-Leistungen für Kinder als
verfassungswidrig angenommen wird und
das im Rahmen eines konkreten Normen-
kontrollverfahrens an das BVerfG zur letz-
ten Entscheidung weiter gereicht wurde.

Weil sich mit einer Verfassungsbe-
schwerde prinzipiell jeder Bürger direkt an
das höchste deutsche Gericht wenden
kann, ist dieses schon mit einem überlaste-
ten Amtsgericht verglichen worden. Ob-
wohl über 95 % der Tausenden von Verfas-
sungsbeschwerden scheitern, die Jahr für
Jahr in Karlsruhe eingehen, entfaltet dies
keine abschreckende Wirkung. Ob die Ver-
hängung von Strafgeld wegen missbräuch-
licher Anrufung des BVerfG – wie kürzlich
in einem asylrechtlichen Beschwerdever-
fahren geschehen – die Flut der Beschwer-
den eindämmt, darf bezweifelt werden.
Denn die Umdeutung von politischen Kon-
flikten in Rechtsfra-gen ist für die deutsche
politische Kultur charakteristisch; ein Gang
nach Karlsruhe liegt deswegen stets nahe.

Wie auch immer: Karlsruhe ist das
mächtigste Amtsgericht der Welt. Mehr als
der Bundespräsident ist es Hüter der Ver-
fassung. Es entscheidet über in Verfas-
sungsfragen umgedeutete politische Kon-
flikte und als politische Konfliktlagen ge-
deutete verfassungsrechtliche Streitfragen.
In der rechtsstaatlichen Demokratie der
Bundesrepublik sollte man es deshalb als
das anerkennen, was es ist: als ein zentraler
politischer Akteur, nicht nur mit Vetobe-
fugnissen ausgestattet sondern auch mit
Weisungsrechten.

Nicht nur, dass das Verfassungsgericht
in der politischen Ordnung der Bundes-
republik eine Schlüsselstellung als oberes
Verfassungsorgan besitzt, Recht in poli-
tischen Streitfragen spricht, Grundrechte
neu schöpft, Gesetze überprüft oder auf
die Einhaltung der Kompetenzordnung im
föderalen System achtet. Es kann auch die
Machtgewichte zwischen politischen Ak-
teuren verschieben, so etwa in seinem
AWACS-Urteil zwischen Regierung und
Parlament. Oder in seinem letzten Urteil
zum europäischen Vertragswerk: Hier hat
es die Gewichte zugunsten des Parlaments
und sich selbst verschoben.

Darüber hinaus ist das Verfassungs-
gericht in nahezu jedem konkreten Wil-
lens- und Entscheidungsbildungsprozess
als stiller Akteur anwesend: Sei es, dass die
Parteien oder Parlamente bislang ergange-
ne oder aber mögliche Entscheidungen des
Gerichts in ihre politische Auseinanderset-
zungen von vornherein mit einbeziehen,
oder sei es, indem sie kaum verhüllt beab-
sichtigen, einmal gefasste Mehrheitsbe-
schlüsse in Karlsruhe gleich wieder zu Fall
zu bringen oder unangenehme politische
Entscheidungen auf Karlsruhe abzuwälzen
suchen. Bisweilen greift Karlsruhe direkt in
politische Verfahrenregeln ein, so als es am
13. Februar 2008 die jahrzehntelang unbe-
anstandet geltende Fünf-Prozent-Hürde
bei den Kommunalwahlen in Schleswig-
Holstein für verfassungswidrig erklärte.

Selbst bei der Formulierung politischer
Zielsetzungen – den politischen Inhalten,
mit denen Parteien und Parlamentsfrak-
tionen oder Regierungen auftreten, um
gesellschaftliche Verhältnisse nach ihren
Wünschen und Interessen zu gestalten – ist
Karlsruhe nicht wegzudenken. Allein da-
durch, dass das Verfassungsgericht dem
Gesetzgeber vermehrt konkrete Aufgaben
zugewiesen hat, etwa indem es ihn zu einer
verfassungskonformen Regelung der Ver-
mögenssteuer anhält, greift Karlsruhe un-
mittelbar in die Definition von Inhalten der
politischen Auseinandersetzung ein.
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Der stark gewachsene Einfluss des
BVerfG auf die Politik wurde in den letzten
Jahren aber noch in anderer Hinsicht spür-
bar. 1998 verfügte Karlsruhe eine steuer-
liche Freistellung des Erziehungs- und Be-
treuungsaufwands für Eltern und gab da-
bei präzise Beträge und eine genaue zeit-
liche Stufung der Umsetzung seines Urteils
vor. Der neu gewählte Bundestag verlor da-
mit auf einen Schlag ein Fünftel des von
ihm zu verabschiedenden Haushalts. Kaum
jemals zuvor hatte es einen tieferen Griff in
die Kasse des Bundes und einen größeren
Einschnitt in das Haushaltsrecht des Bun-
destages von außen gegeben.

2008 urteilten die Karlsruher Richter,
der Sonderausgabenabzug von Kranken-
versicherungsbeiträgen müsse den existenz-
notwendigen Aufwand des Steuerpflich-
tigen berücksichtigen und es verpflichtete
den Gesetzgeber bis zum 1. Januar 2010
eine entsprechende steuerpolitische Neu-
regelung herbeizuführen. Die hierdurch
erwarteten Einnahmeausfälle belaufen sich
auf rund 9 Milliarden Euro, eine Sum-
me, die an das Volumen des Haushalts von
Sachsen-Anhalt heranreicht. Ebenfalls
2008 erklärte Karlsruhe die Neuregelung
der Pendlerpauschale für unvereinbar mit
dem Grundgesetz. 20 Millionen Pendler
freu-ten sich über diese Entscheidung und
dem Bundesgesetzgeber, der auf eine ver-
fassungskonforme Regelung aus konjunk-
turpolitischen Gründen verzichtete, ent-
gehen seitdem drei Milliarden Euro per
anno. Die Kontrolle, ob das Geld der
Steuerzahler sinnvoll verwendet wird, üben
somit nicht nur die Abgeordneten sondern
längst auch die Richter aus.Aus dem Recht
der Gesetzesüberprüfung erwuchs der di-
rekte Einfluss auf das eigentlich dem Par-
lament vorbehaltene Recht der Haushalts-
planung.

Bis zu Beginn der 80er Jahre lagen die
politischen Verhältnisse so klar, wie die po-
litische Beurteilung der höchstrichterli-
chen Entscheidungen: Entweder führte die
Union oder die SPD die Bundesregierung

und die Mehrheitsverhältnisse im Bundes-
rat ordneten sich entlang der im Bundestag
eingegangenen Koalition. Höchstrichter-
liche Urteile konnten leichthändig auf das
Konto der einen oder der anderen Partei
gebucht werden. Durch den Umbruch der
Parteienlandschaft und eine Vervielfäl-
tigung der Koalitionsmuster wälzt sich das
politische Gefüge um, in dem das BVerfG
Recht spricht und es erweitert dessen
Handlungsspielraum.

Schon heute wirkt das Verfassungs-
gericht wie ein Gewinner der Ausdifferen-
zierung der bundesdeutschen Parteien-
landschaft. Je weniger politische Richtun-
gen eindeutig zu erkennen sind, je schwe-
rer politische Führung in einem Fünf- oder
Sechs-Parteien-System durchzusetzen ist
und je unklarer die politischen Fronten
zwischen fünf und mehr Parteien verlau-
fen, umso stärker erscheinen die Entschei-
dungen des einen höchsten Gerichts. Die
politikverdrossenen Bürgerinnen und Bür-
ger finden allein schon am Glanz gemein-
sam vorgetragener endgültiger Entschei-
dungen mehr Gefallen als an zähen Kom-
promissen zwischen mehreren Parteien,
die im Ruch kurzfristig erzielter taktischer
Vorteile oder der nur dilatorischen Be-
handlung grundlegender politischer Rich-
tungsfragen stehen. Die Zersplitterung des
Parteiensystems beugt gleichzeitig der Ge-
fahr einer noch in den Beratungen zum
Grundgesetz beschworenen Konzentra-
tion der politischen Macht und daraus ent-
stehenden »Tyrannei der Mehrheit« vor,
der ursprünglich vor allem durch einen
starken Verfassungsgerichtshof begegnet
werden sollte. Es bleibt eine offene, aber für
unsere politische Ordnung nichtsdestowe-
niger fundamentale Frage, ob und inwie-
weit die Dritte Gewalt bestrebt sein wird,
die aus einer unübersichtlicher werdenden
Parteienlandschaft erwachsende Entschei-
dungsschwäche der anderen beiden Ge-
walten zu begegnen. Sie kann sich Zurück-
haltung auferlegen oder ihre unbestrittene
und gestärkte Stellung ausspielen.
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